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Dritte Verordnung 
über die Übertragung von Aufgaben der 

Bayer. Landpolizei auf die Bayer. Grenzpolizei 
Vom 31. Juli 1957

A uf G rund des Art. 36 des Gesetzes über die O r­
ganisation der Polizei in Bayern (Polizeiorgani­
sationsgesetz — POG) vom 20. Oktober 1954 (GVB1. 
S. 245) erläßt das Bayer. S taatsm inisterium  des In ­
nern  folgende Verordnung:

§ 1
(1) Die Aufgaben der Bayer. Landpolizei werden 

in  dem  Gebiet von W illmars (Landkreis Mellrich­
stadt) sowie in den Gebieten von Irm elshausen und 
T rappstad t (Landkreis Königshofen i. Grabfeld) auf 
die Bayer. Grenzpolizei übertragen.

(2) Der Bayer. Landpolizei obliegen in diesen 
U bertragungsbereichen jedoch w eiterhin die Auf­
gaben der Lebensm ittelüberwachung sowie die Be­
arbeitung  schwererer K rim inalfälle und Unfälle.

§ 2
Es werden zugewiesen

a) dem  Übertragungsbereich W illmars
die Gemeindegebiete Willmars, Neustädtles, 
Filke, Sands und Völkershausen sowie das ge­
m eindefreie Gebiet Forstbezirk Mellrichstadt,

b) dem  Ubertragungsbereich Irm elshausen
die Gemeindegebiete Irm elshausen, Rothausen, 
Höchheim, H erbstadt, O ttelm annshausen und 
Breitensee,

c) dem  Ubertragungsbereich T rappstadt
die Gemeindegebiete T rappstadt, Eyershausen, 
Aisleben, Zimmerau, S ternberg i. G rabfeld und 
Schwanhausen.

§ 3
Diese Verordnung tr it t  am 1. Septem ber 1957 in 

K raft.
München, den 31. Ju li 1957

Bayerisches Staatsministerium des Innern
Dr. G e i s l h ö r i n g e r ,  Staatsm inister

Landesverordnung
zur Änderung der Landesverordnung über 

die Sperrstunde 
Vom 31. Juli 1957

A uf Grund der §§ 14 und 23 Abs. 2 des G aststät­
tengesetzes vom 28. A pril 1930 (RGBl. I S. 146) er­
lä ß t das Bayerische S taatsm inisterium  des Innern 
im  Benehmen m it dem Bayerischen S taatsm iniste­
rium  fü r W irtschaft und V erkehr folgende V erord­
nung:

§ 1
Die Landesverordnung über die Sperrstunde vom

17. Dezember 1956 (GVB1. S. 356, ber. 1957 S. 15)
w ird geändert wie folgt:
1. § 1 w ird geändert wie folgt:

a) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: „Soweit 
eine solche Betriebseinschränkung nicht s ta tt­
findet, bestim m t sich die Sperrstunde nach den 
allgemeinen Ladenschlußzeiten.“

b) In Abs. 3 werden nach dem W ort „Trinkhal­
len“ die Worte „und Im bißhallen“ eingefügt.

c) In Abs. 4 werden nach der Ziff. 5 die Worte 
„Abs. 1“ und nach dem Wort „Trinkhallen“ 
die Worte „und Im bißhallen“ eingefügt.

2. § 2 w ird geändert wie folgt:
a) Abs. 1 Satz 2 w ird aufgehoben.
b) In den Abs. 2 und 3 w ird das Wort „allgemein“ 

gestrichen.
c) Nach Abs. 3 w ird folgender Absatz eingefügt: 

„(4) In Verordnungen nach den Abs. 1 bis 3 
kann die Sperrstunde allgemein oder für be­
stim m te W irtschaftsgattungen, fü r das ganze 
Gemeinde-, K reis- oder Bezirksgebiet oder 
einen Teil davon, für das ganze Ja h r oder 
einen kürzeren Zeitraum  festgesetzt werden.“

d) Abs. 4 w ird Abs. 5.
3. § 3 w ird geändert wie folgt:

a) In Abs. 3 w erden nach dem Wort „Regierun­
gen“ die Worte „und die S tädte m it m ehr als 
hunderttausend E inw ohnern“ und nach dem 
W ort „hinausschieben“ die W orte „ihr Ende 
vorverlegen“ eingefügt.

b) In Abs. 4 w erden die Worte „§ 2 Abs. 4“ er­
setzt durch „§ 2 Abs. 5“.

4. § 4 w ird geändert wie folgt:
a) In Abs. 1 Satz 1 und 2 w ird das W ort „allge­

m ein“ gestrichen.
b) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: „Die 

Regierungen und die S tädte m it m ehr als 
hunderttausend Einwohnern können aus be­
sonderem Anlaß vorübergehend für bestimmte 
Gast-, Schank- oder Speisewirtschaften das 
Ende der Sperrstunde vorverlegen oder die 
Sperrstunde ganz aufheben.“

c) In Abs. 3 werden die Worte „§ 2 Abs. 4“ er­
setzt durch die Worte „§ 2 Abs. 4 und 5“.

5. § 5 erhält folgende Fassung:
„§ 5

(1) Die Gemeinden können für Kleinschankstät­
ten durch Verordnung den Beginn der Sperr­
stunde früher oder das Ende der Sperrstunde 
später festsetzen, als sie sonst gelten. § 2 Abs. 4 
gilt entsprechend.

(2) Die Gemeinden und die Landkreise können 
aus besonderem Anlaß durch Verordnung den Be-
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ginn der Sperrstunde früher oder das Ende der 
Sperrstunde später festsetzen als sie sonst gelten. 
§ 2 Abs. 4 gilt entsprechend.

(3) Die kreisfreien Gemeinden und die Land­
ratsäm ter können fü r Gast-, Schank- oder Speise­
wirtschaften, deren Betrieb in bezug auf Ruhe, 
Sicherheit oder Sittlichkeit w iederholt zu Be­
anstandungen Anlaß gegeben hat, durch Anord­
nung für den Einzelfall den Beginn der Sperr­
stunde früher oder das Ende der Sperrstunde 
später festsetzen, als sie sonst gelten.“

6. In  § 6 Abs. 1 w erden die Worte „Gast- und 
Schankwirtschaft“ ersetzt durch die Worte „Gast­
oder Schankwirtschaft“.

7. Nach § 6 w ird folgende Bestimmung eingefügt:
„§ 6 a

(1) Anordnungen fü r den Einzelfall nach den 
§§ 3, 4 Abs. 2 und § 5 Abs. 3 sind schriftlich zu 
erlassen. Die örtlich zuständige Polizeidienststelle 
ist rechtzeitig zu unterrichten.

(2) Die Gemeinden können die örtlich zustän­
digen Polizeidienststellen ermächtigen, in unauf­
schiebbaren Fällen vorläufige Anordnungen im 
Sinn des § 4 Abs. 2 Satz 1 zu erlassen, wenn die 
zunächst zur Entscheidung zuständige Stelle der 
Gemeinde nicht erreichbar ist. Die Anordnungen 
bedürfen der Bestätigung der Gemeinde. Die Be­
stätigung ist am darauffolgenden Tage zu bean­
tragen. Sie tr i t t  an die Stelle der vorläufigen 
Anordnung.“

§ 2
Diese Verordnung tr itt  eine Woche nach ihrer Be­

kanntm achung in K raft. Sie gilt bis zum 31. De­
zember 1976.

München, den 31. Ju li 1957
Bayerisches Staatsm inisterium  des Innern
Dr. G e i s l h ö r i n g e r ,  Staatsm inister

Verordnung
zur Durchführung des Finanzausgleichs­

gesetzes (FAGDV 1957)
Vom 8. A ugust 1957

Auf Grund der A rtikel 23 und 25 des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und 
Gem eindeverbänden (Finanzausgleichsgesetz - FAG) 
in  der Fassung vom 15. Ju li 1957 (GVB1. S. 156) wird 
bestimmt:

§ 1
(1) Das dem S taat in jedem  K alenderjahr verblei­

bende Istaufkom m en an Einkommen- und K örper­
schaftsteuer ist die Summe der in der Zeit von 
1. Januar bis 31. Dezember kassenbuchmäßig ver­
einnahm ten Beträge an Einkomm en- und K örper­
schaftsteuer abzüglich des Bundesanteils, wie er sich 
aufgrund der Bestimmung des Art. 106 Abs. 3 des 
Grundgesetzes in der Fassung des § 1 des Finanz­
verfassungsgesetzes vom 23. Dezember 1955 (BGBl. 1 
S. 817) errechnet.

(2) Die Schlüsselmasse erhöht oder m indert sich 
jeweils um die bei der Verteilung der Schlüsselzu­
weisungen des vorangegangenen Rechnungsjahres, 
insbesondere infolge von Berichtigungen sowie von 
Auf- und Abrundungen, sich ergebenden Spitzen­
beträge.

§ 2
Aus der Schlüsselmasse ist der gemäß Art. 5 des 

Gesetzes über das Bayerische Selbstverwaltungs­
kolleg vom 15. Ju li 1957 (GVB1. S. 161) von den Ge­
meinden und Landkreisen aufzubringende jährliche 
Beitrag von 50 000 DM vorweg zu entnehmen.

§ 3
(1) F ür die Berechnung der Schlüsselzuweisungen 

(Art. 2 ff FAG) ist die Einwohnerzahl und  der Be­
völkerungszuwachs nach dem Stand der fortgeschrie­
benen W ohnbevölkerung vom 30. Ju n i des dem 
Rechnungsjahr vorangehenden K alenderjah rs auf 
der Grundlage des Gebietsstandes zu Beginn des 
Rechnungsjahres maßgebend. F ür die Zahl der K in­
der un ter 14 Jah ren  und der zur unselbständigen 
Bevölkerung gehörenden Personen sind die Ergeb­
nisse der letzten allgemeinen Zählung der Bevölke­
rung maßgebend.

(2) F ür die Berechnung der Zuschüsse nach Art. 7, 
Art. 13 Abs. 2 bis 5 und Art. 14 FAG sowie fü r  die 
Einreihung der Gemeinden in die nach A r t  12 FAG 
maßgeblichen Größengruppen ist die fortgeschrie­
bene W ohnbevölkerung nach dem S tand vom 31. De­
zember des dem Rechnungsjahr vorangehenden 
K alenderjahres auf der Grundlage des G ebietsstan­
des zu Beginn des Rechnungsjahres zugrunde zu 
legen.

(3) Einwendungen gegen die R ichtigkeit der vom 
Statistischen Landesam t auf den 30. Ju n i und 31. De­
zember festgestellten fortgeschriebenen W ohnbevöl­
kerung sind innerhalb von 2 Wochen nach B ekannt­
gabe der Zahlen beim Statistischen L andesam t zu 
erheben.

§ 4
Der Berechnung des Landesdurchschnitts der 

Steuerkraftm eßzahlen der Gemeinden (Art. 3 Abs. 1 
Ziffer 3 und Abs. 2 FAG) sowie der U m lagekraft­
meßzahlen der Landkreise (Art. 5 Abs. 2 Z iffer 2 
und Abs. 6 FAG) werden die vom Statistischen Lan­
desam t erm ittelten R ealsteuerkraftzahlen und Um­
lagegrundlagen zugrunde gelegt.

§ 5
F ür die Erm ittlung des Bevölkerungszuwachses 

der Landkreise (Art. 5 Abs. 2 Ziffer 3 FAG) ist die 
Summe der bei den Gemeinden des Landkreises 
festgestellten Bevölkerungszuwachszahlen m aß­
gebend.

§ 6
(1) Der Erm ittlung der R ealsteuerkraftzahlen  fü r 

ein Rechnungsjahr werden die S teuerkraftzah len  
zugrunde gelegt, die sich ergeben,
1) bei der Grundsteuer:

aus den Steuerm eßbeträgen der G rundsteuer von 
den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
(Grundsteuer A) und aus den S teuerm eßbeträgen 
der G rundsteuer von den Grundstücken (Grund­
steuer B), die von den Finanzäm tern aufgrund der 
Bestimmungen über die Anschreibung der G rund­
steuerm eßbeträge jeweils bis zum 15. Septem ber 
des dem Rechnungsjahr vorangehenden K alender­
jahres im M eßbetragsverzeichnis angeschrieben 
worden sind. Dabei bleiben die M eßbeträge außer 
Ansatz, wenn und soweit sie auf land - und forst­
wirtschaftliche Betriebe oder auf G rundstücke 
entfallen,
a) die für Zwecke der ausländischen S tre itk räfte  

in Anspruch genommen sind und fü r die aus 
diesem G runde keine G rundsteuer entrichtet 
wurde;

b) fü r die die G rundsteuer ganz oder teilweise 
aufgrund des § 26a des G rundsteuergesetzes in 
der Fassung vom 10. August 1951 (BGB1.I S. 519, 
ber. S. 790, FMB1. S. 415) erlassen w urde;

c) für die die G rundsteuer un te r den in § 33 
Abs. 4 des Grundsteuergesetzes genannten  Vor­
aussetzungen erlassen wurde.
Maßgebend ist jeweils das vorvorhergehende 

Rechnungsjahr. Beträge, die die G em einden im 
vorangehenden Rechnungsjahr als G rundsteuer­
ausfallvergütung nach Art. 8 FAG erhalten , sind 
den Steuerm eßbeträgen der G rundsteuer hinzuzu-
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rechnen, nachdem sie durch die in diesem Rech­
n u n g sjah r geltenden Hebesätze geteilt und mit 
100 verv ie lfach t worden sind.

2) bei d e r G ew erbesteuer:
aus den M eßbeträgen der Gewerbesteuer vom Er­
trag  und  Kapital, die von den Finanzäm tern 
au fg rund  der Bestimmungen über die Anschrei­
bung d er G ew erbesteuerm eßbeträge jeweils bis 
zum 15. Septem ber des dem Rechnungsjahr vor­
angehenden K alenderjahres im M eßbetragsver­
zeichnis angeschrieben worden sind.

Berichtigungen von M eßbeträgen der Anschrei­
bungszeiträum e 11/1948 und 1949 bleiben unbe­
rücksichtigt.
(2) D abei w erden angesetzt:

a) als S teuerk raftzah l der G rundsteuer von den 
lan d - und forstwirtschaftlichen Betrieben (Grund­
steuer A) die M eßbeträge m it 140 vom Hundert.

b) als S teuerkraftzah l der G rundsteuer von den 
G rundstücken (Grundsteuer B)
die ersten  20 000 Deutsche M ark der M eßbeträge 
m it 140 vom Hundert,
die w eiteren  100 000 Deutsche M ark der Meßbe­
träge m it 170 vom Hundert,
die w eiteren  1 000 000 Deutsche M ark der Meßbe­
träge m it 210 vom Hundert,
die w eiteren  2 000 000 Deutsche M ark der Meßbe­
träge m it 220 vom Hundert,
die w eiteren  M eßbeträge in Deutscher M ark m it 
230 vom H undert;

c) als S teuerkraftzah l der Gewerbesteuer die Meß­
beträge der Gewerbesteuer vom Ertrag  und Ka­
p ita l m it 240 vom Hundert.

§ 7
(1) Die R ealsteuerkraftzahlen werden gefunden, 

indem die fü r die Gemeinden (gemeindefreien G rund­
stücke) geltenden Steuerkraftzahlen der G rund­
steuer und der Gewerbesteuer vom Ertrag und K a­
pita l zusam m engezählt werden.

(2) Die im  vorhergehenden Rechnungsjahr zu ent­
richtenden Gewerbesteuerausgleichszuschüsse w er­
den
a) in voller Höhe von den G ew erbesteuerkraftzahlen 

der Betriebsgem einden abgesetzt und
b) zur H älfte den Steuerkraftzahlen der Wohnge- 

m einden hinzugerechnet.
(3) Die den Gemeinden zufließenden Einnahmen 

aus der Spielbankabgabe und die Verwaltungs­
kostenzuschüsse der Deutschen Bundespost und der 
Deutschen Bundesbahn werden zur Hälfte den 
S teuerkraftzah len  der Gewerbesteuer hinzugerechnet.

§ 8
(1) E rgibt sich bei der Erm ittlung der Realsteuer­

kraftzahlen  fü r eine der drei S teuerarten ein nega­
tiver Betrag, so wird, soweit der Ausgleich nicht bei 
der Festsetzung der Kreisumlage des laufenden 
Rechnungsjahres durchgeführt werden kann, der 
negative Kreisum lagebetrag von der Kreisum lage­
schuld fü r  das darauf folgende Rechnungsjahr ab­
gesetzt.

(2) F ü r die Festsetzung der Kreisumlage haben die 
Landkreise die vom Statistischen Landesam t erm it­
te lten  S teuerkraftzahlen der G rundsteuer A -ihrer 
kreisangehörigen Gemeinden (gemeindefreien G rund­
stücke) w ie folgt zu berichtigen:

Die Beteiligungsbeträge, die eine Sitzgemeinde 
nach den §§ 37 ff. der Verordnung zur D urchführung 
des G rundsteuergesetzes in der Fassung vom 
29. Ja n u a r  1952 (BGBl. US. 79, FMB1. S. 122) an eine 
Belegenheitsgem einde für das vorangegangene Rech­
nungsjah r abzuführen hatte, sind von der S teuer­
k raftzah l der Sitzgemeinde abzusetzen und der 
S teuerk raftzah l der Belegenheitsgemeinde zuzurech­
nen. Dabei ist

a) der Beteiligungsbetrag, wenn er auf einer Verein­
barung zwischen Sitzgemeinde und Belegenheits­
gemeinde beruhte, durch den in der Sitzgemeinde 
im vorhergehenden Rechnungsjahr maßgebenden 
Hebesatz für die G rundsteuer A zu teilen, m it 100 
zu vervielfältigen und der sich ergebende Betrag 
m it dem H undertsatz anzusetzen, der fü r den 
Ansatz der M eßbeträge der G rundsteuer A zwecks 
E rm ittlung der S teuerkraftzahlen festgesetzt w or­
den ist;

b) wenn der Beteiligungsbetrag nach §§ 41 ff. der 
Verordnung zur Durchführung des G rundsteuer­
gesetzes berechnet wurde, der Ausgleichsmeßbe­
trag (§42 dieser Verordnung) m it dem H undertsatz 
anzusetzen, der fü r den Ansatz der M eßbeträge 
der G rundsteuer A zwecks E rm ittlung der S teuer­
kraftzahlen festgesetzt worden ist.
(3) F ür die Festsetzung der Bezirksum lage findet 

ein Ausgleich gemäß Absatz 2 nicht statt. Dies gilt 
auch dann, wenn die beteiligten Landkreise oder 
kreisfreien Gemeinden verschiedenen Bezirken an­
gehören.

§ 9
Die Realsteuerkraftzahlen (Steuerkraftm eßzahlen) 

werden durch das Statistische Landesam t erm ittelt 
und festgesetzt.

§ 10
Bei der Festsetzung der Schlüsselzuweisungen ist 

der Unterschied zwischen Ausgangsmeßzahl und 
S teuerkraftm eßzahl auf einen durch 8 teilbaren DM- 
Betrag abzurunden.

§ 11
Der Schlüssel fü r die Gemeinden und die Land­

kreise wird vom Statistischen Landesam t errechnet. 
Diesem sind die U nterlagen nach näherer Anord­
nung der Staatsm inisterien der Finanzen und des 
Innern  zuzuleiten.

§ 12
Stellen sich nach der Berechnung der Schlüssel­

zuweisungen erhebliche Unrichtigkeiten heraus, die 
insbesondere infolge unrichtiger Festsetzung der 
Realsteuerkraftzahlen, Um lagekraftm eßzahlen sowie 
infolge von Rechenfehlern entstanden sind, so w ird 
der Ausgleich bei der Berechnung der Schlüssel­
zuweisungen für das nächste Rechnungsjahr vor­
genommen. In Fällen von schwerwiegender Bedeu­
tung kann die Berichtigung m it Genehmigung des 
S taatsm inisterium s der Finanzen m it W irkung für 
das laufende Rechnungsjahr vorgenommen werden.

§ 13
(1) Gebietsänderungen, soweit sie nicht zum 

1. A pril eines Jah res in K raft treten, werden fü r den 
Finanzausgleich erst vom nächsten Rechnungsjahr 
an wirksam.

(2) Die Berücksichtigung erfolgt, soweit die Ge­
bietsänderung bis zum 15. Septem ber eines Kalen­
derjahres bekanntgegeben wird, in dem im darauf­
folgenden K alenderjahr beginnenden Rechnungsjahr, 
in allen übrigen Fällen in dem im übernächsten 
K alenderjahr beginnenden Rechnungsjahr.

§ 14
Wenn bei Eingliederung gem eindefreier Grund­

stücke in eine Gemeinde von dem Eigentüm er des 
bisher gem eindefreien Gebiets im gleichen Zeitraum  
sowohl Kreisumlage als auch Realsteuern zu ent­
richten wären, bleibt die Kreisumlage aus dem bis­
her gem eindefreien Gebiet unerhoben. Zum Aus­
gleich werden auf A ntrag die Um lagegrundlagen des 
Landkreises m it Genehmigung des Staatsm iniste­
rium s der Finanzen entsprechend herabgesetzt.
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§ 15
(1) Die Zuschüsse an die Landkreise zum Verwal­

tungsaufw and fü r die Aufgaben des jeweils über­
tragenen W irkungskreises und fü r die Staatsbehörde 
Landratsam t (Art. 7 Abs. 1 FAG) sowie die Zu­
schüsse an die kreisfreien Gemeinden zum Verwal­
tungsaufw and fü r Aufgaben des übertragenen W ir­
kungskreises (Art. 7 Abs. 2 FAG) werden in viertel­
jährlichen Teilbeträgen verteilt.

(2) Die Zuschüsse an die kreisangehörigen Ge­
m einden zum Verw altungsaufw and fü r Aufgaben 
des übertragenen W irkungskreises (Art. 7 Abs. 3 
FAG) w erden in einem G esam tbetrag jeweils m it 
den Schlüsselzuweisungen für das 3. Rechnungs­
v ierteljahr verteilt.

§ 16
(1) Der Verteilung der Polizeikostenzuschüsse 

(Art. 12 FAG) w ird die vom Staatsm inisterium  des 
Innern  zum 1. April des Rechnungsjahres fest­
gesetzte notwendige Polizeistärke zugrunde gelegt.

(2) Die Auszahlung erfolgt in vierteljährlichen 
Teilbeträgen.

§ 17
(1) Der Verteilung der S traßenunterhaltungs­

zuschüsse an die Träger der S traßenbaulast (Art. 13 
Abs. 2 bis 5 FAG) w ird in jedem Rechnungsjahr die 
Länge der Straßen und der O rtsdurchfahrten nach 
dem Stand vom 1. April zugrunde gelegt.

(2) Die Auszahlung erfolgt in vierteljährlichen 
Teilbeträgen.

§ 18
(1) Die Bezirke haben alljährlich den kreisfreien 

Gemeinden und Landkreisen den auf sie treffenden 
Umlagebetrag möglichst bis 31. Jan u ar des K alen­
derjahres mitzuteilen, in dem das Rechnungsjahr 
beginnt.

(2) Die Landkreise haben alljährlich den kreis­
angehörigen Gemeinden (Eigentümern gemeinde­
freier Grundstücke) den auf sie treffenden Umlage­
betrag möglichst bis 15. Februar des K alenderjahres 
mitzuteilen, in dem das Rechnungsjahr beginnt.

§ 19
(1) Der Umlagebetrag (Art. 18 und 21 FAG) ist 

durch schriftlichen Bescheid (Umlagebescheid) m it­
zuteilen.

(2) Der Umlagebescheid (Abs. 1) hat zu enthalten:
a) die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen 

nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 und 21 
FAG umgelegt werden soll (Umlagesoll);

b) die Grundlagen, nach denen die Umlagen ins­
gesamt und für den Umlageschuldner bemessen 
w erden (Bemessungsgrundlagen);

c) die Hundertsätze, m it denen die Umlagen be­
messen w erden (Umlagesätze);

d) falls von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, 
die Umlagesätze von den einzelnen Bemessungs­
grundlagen verschieden festzusetzen (Art. 18 
Abs. 3 Satz 3 und Art. 21 Abs. 3 Satz 3 FAG), 
die Angabe der Gründe, die dafür maßgebend 
w aren;

e) falls die Umlagebeschlüsse der aufsichtlichen Ge­
nehm igung bedürfen, die Angabe der Entschei­
dung, m it der die Genehmigung erteilt w urde;

f) falls von der Möglichkeit des Art. 20 FAG Ge­
brauch gemacht wird, die Angaben der Tatsachen, 
die die Erhöhung der H undertsätze (Umlagesätze) 
und das Ausmaß der Erhöhung rechtfertigen;

g) die Angabe, w ann und m it welchen Teilbeträgen 
die Umlage fällig wird, im Fall des Art. 19 Abs. 3 
FAG auch die Abrechnung über die vorläufigen 
Zahlungen;

h) die nach den Bestimmungen des Gesetzes über die 
V erw altungsgerichtsbarkeit erforderliche Rechts­
m ittelbelehrung.

(3) Dem Umlagebescheid soll außerdem  eine kurz 
erläu terte Übersicht über die Tatsachen beigefügt 
werden, die eine Erhöhung des durch sonstige Ein­
nahm en nicht gedeckten Bedarfs (des Umlagesolls) 
gegenüber dem V orjahr begründen.

(4) Abs. 2 und 3 gelten nicht fü r den Fall des 
Art. 19 Abs. 3 FAG.

§ 20
Die Umlagen sind von den Gemeinden und Land­

kreisen wie der sonstige F inanzbedarf aufzubringen. 
Ausfälle an Gewerbe- und G rundsteuer sind ohne 
Einfluß auf die Höhe der geschuldeten Umlagen.

§ 21
M ehrere Eigentüm er eines gemeindefreien G rund­

stücks haften fü r die Umlagen als Gesamtschuldner 
(§ 7 des Steueranpassungsgesetzes).

§ 22
Die Vorschriften über die R ealsteuerkraftzahlen 

sind erstm als für die Erm ittlung der R ealsteuer­
kraftzahlen 1958 anzuwenden. Im übrigen tr i t t  die 
Verordnung m it W irkung vom 1. April 1957 in K raft. 
Gleichzeitig wird die Erste Verordnung zur Durch­
führung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
vom 17. September 1955 (GVB1. S. 187) aufgehoben.

München, den 8. August 1957

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
I. V. Dr. P a n h o l z e r ,  S taatssekretär

Bayerisches Staatsministerium des Innern
I. V. V e t t e r ,  S taatssekretär

Verordnung
über die Übertragung von Zuständigkeiten 
auf dem Gebiete der Berufsausübung im 

Einzelhandel 
Vom 8. August 1957

Auf Grund des § 3 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Berufsausübung im Einzelhandel vom 5. August 1957 
(BGBl. I S. 1121) erläßt die Bayerische S taatsregie­
rung folgende Verordnung:

§ 1
Die Ermächtigung, die für die Erteilung der Er­

laubnis zur Berufsausübung im Einzelhandel zu­
ständigen Verwaltungsbehörden zu bestimmen und 
das V erfahren zu regeln, w ird auf das S taatsm ini­
sterium  für W irtschaft und Verkehr übertragen.

§ 2
Diese Verordnung tr it t  am 20. August 1957 in 

Kraft.
München, den 8. August 1957

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Wilhelm H o e g n e r

Druckfehlerberichtigung
Im Gesetz über die Berufsvertretungen und über 

die Berufsgerichtsbarkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tier­
ärzte und Apotheker (Kammergesetz) vom 15. Ju li 
1957 (GVB1. S. 162) muß es in Art. 19 Abs. 1 Satz 2 
sta tt „Berufspflicht“ richtig heißen: „Berufspflichten“.
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